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BAG Bundesamt fur Gesundheit

EL Erganzungsleistungen

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen
OFSP Office fédéral de la santé publique

PC Prestations complémentaires

LAMal Loi fédérale sur 'assurance-maladie
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Cassis' (fdp, TI) 2015 angenommenes Postulat zum Bulrokratieabbau bei der Erfassung
der Statistik der sozialmedizinischen Institutionen (Somed) wurde mit dem
gleichnamigen Bericht Ende 2017 erfullt. Der Bundesrat kam jedoch zu einem
erntchternden Ergebnis. Die Absicht des Postulanten k&nne kaum erfullt werden, weil
die Bedurfnisse von Bund und Kantonen zu unterschiedlich seien. Die Somed-Erhebung
verfolge verschiedene Zwecke, einen statistischen Zweck gemass Bundesstatistikgesetz
und einen administrativen Zweck, der aus dem KVG abgeleitet wird. Das KVG gebe
demnach auch vor, dass die Datenerfassung durch eine Vollerhebung bewerkstelligt
wird. Der Bund ist dabei federfihrend, wobei die Steuerung und Planung und zu Teilen
auch die Finanzierung der Kompetenz der Kantone obliegt. Beteiligt sind auch weitere
Partner aus dem Gesundheitswesen, wie beispielsweise der Heimverband Curaviva oder
die Versicherer. Da nun einige Kantone zusatzliche Daten erheben wirden, gebe es
auch zusatzliche Umfragen, was wiederum die Belastung der befragten Institutionen
akzentuiere. Diese zuséatzlichen Daten seien oftmals jedoch unwichtig fir die
gesamtschweizerische Statistik, weil sie zu spezifisch seien. Es stehe den Kantonen frei,
ihre Informationsbedirfnisse anzupassen, aber vonseiten des Bundes wird
ausgeschlossen, bei den Erhebungen Synergien nutzen zu koénnen, weil die
Informationsbedurfnisse von Bund und Kantonen zu unterschiedlich seien. Im Bericht
kommt die Regierung dann zum Schluss, dass zwar Anstrengungen unternommen
wirden, um die Benutzerfreundlichkeit der Datenerhebungsapplikation zu erhéhen.
Eine eigentliche Erleichterung fur die beteiligten Unternehmen - vor allem betrifft es
die Alters- und Pflegeheime - zu schaffen, erachtete der Bundesrat dagegen als
Baustelle der Kantone. '

Sozialversicherungen
Ergdnzungsleistungen (EL)

Von November 2015 bis Marz 2016 flhrte der Bundesrat ein Vernehmlassungsverfahren
zur Reform der Ergédnzungsleistungen durch, wozu 109 Stellungnahmen eingingen.
Mehrheitlich stiess die Vorlage auf Anklang: Ein Drittel aller Teilnehmenden - unter
anderem die Halfte der Kantone sowie der Stéddte- und der Gemeindeverband -
unterstitzten die Stossrichtung der Vorlage grundséatzlich. Einem weiteren Drittel der
Vernehmlassungsteilnehmenden, allen voran der anderen Halfte der Kantone, den
blrgerlichen Parteien, dem Schweizerischen Arbeitgeberverband SAV, der
economiesuisse sowie den Vorsorge- und Versicherungseinrichtungen, ging sie aber
noch nicht weit genug. Die vorgeschlagenen Massnahmen wiirden nicht ausreichen, um
die EL nachhaltig zu finanzieren, war von ihnen hauptsachlich zu vernehmen.
Insbesondere sei das Problem der grossen Kostentreiber noch nicht geldst. Insgesamt
sorgten sich die Kantone - mit 70 Prozent Haupttrager der Finanzierungslast der EL -
stark wegen deren rasanter Kostenentwicklung. Mehrfach wiesen sie darauf hin, dass
eine Anpassung der Mietzinsmaxima die Einsparungen der Reform wieder wettmachen
wirde.

Gerade Letzteres sei jedoch flur sie eine Bedingung dafur, dass sie die Vorlage
unterstitzten, erklarten die Arbeitnehmerverbande, die dem letzten, ablehnenden
Drittel angehdrten. Auch die Interessenorganisationen der Versicherten wiesen auf die
Prioritat der Mietzinsanpassungen sowie der Starkung der ersten Saule hin,
befurworteten aber prinzipiell eine Optimierung des EL-Systems, solange das
Leistungsniveau erhalten bleibe. Entsprechend kritisch standen sie denjenigen
Vorschlagen gegeniber, die Leistungsklrzungen mit sich bringen wirden. ?
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Krankenversicherung

An der Vernehmlassung zum ersten Massnahmenpaket zur Kostendampfung im
Gesundheitswesen zwischen September und Dezember 2018 beteiligten sich 150
Einheiten und Organisationen, darunter alle Kantone, die sieben grossen nationalen
Parteien, der Stadte- und der Gemeindeverband, Dachverbande der Wirtschaft,
Konsumenten-, Patienten-, Leistungserbringenden- sowie Versichererverbéande.
Entsprechend breit war trotz Lobes flur die BemiUhungen des Bundesrates zur
Kostensenkung auch die Kritik an dem neuen Projekt. Insbesondere wurde vor
Wechselwirkungen mit  anderen Revisionen,  vor  Finanzierungs-  oder
Versorgungsproblemen sowie vor einer verstarkten Burokratisierung oder staatlichen
Steuerung gewarnt, wie das BAG in seinem Ergebnisbericht erklarte. ®

1) Bericht Bundesrat vom 08.12.2017; Medienmitteilung BfS vom 08.12.2017
2) Ergebnisbericht Vernehmlassung zur EL-Reform
3) Ergebnisbericht zur Vernehmlassung

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.89 - 01.01.19



